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Peter Winter: Regierungskoalition lehnt Schaufensteranträge ab
„Während die Opposition Schaufensteranträge stellt, bemühen wir uns vor Ort, mit den Verantwortlichen und Betroffenen konkrete Lösungen zu finden.“ Mit diesen Worten begründete der Waldaschaffer Landtagsabgeordnete Peter Winter im Plenum des Bayerischen Landtags die Ablehnung von Oppositionsanträgen zur Fluglärmproblematik in der Region Bayerischer Untermain.
Winter betonte, dass er schon lange vor der Inbetriebnahme der neuen Nordwest-Landebahn mit Bürgermeistern der betroffenen Gemeinden im Gespräch war und sich diesbezüglich bereits am 14. April 2011 am Ministerpräsident Seehofer gewandt habe. Seit der Inbetriebnahme führe er auf verschiedenen Ebenen Gespräche, um die Lärmbelastungen zu reduzieren u. a. mit Lufthansa Cargo, dem Fraportvorstand, dem Bayerischen Wirtschaftsminister Zeil und dem wirtschaftspolitischen Sprecher der hessischen CDU-Landtagsfraktion Dr. Walter Arnold. Jedoch sei es auch wichtig, belastbare Daten zu haben durch entsprechende Messstationen. Diese gebe es mittlerweile im Markt Mömbris, der Stadt Alzenau und in Johannesberg. 
Weitere Maßnahmen seien auf den Weg gebracht: Höhere Anflugschneisen neue Sinkanflugtechniken würden ab August 2012 den Lärm deutlich reduzieren. Hinzu kämen die schrittweise Ausmusterung bzw. technische Nachrüstung lauter Flugzeugtypen, zusätzliche Lärmschutzvorkehrungen und die Anhebung der lärmabhängigen Start- und Landeentgelte. 
In regem Austausch stehe Winter mit den Verantwortlichen der BI „Himmel ohne Höllenlärm“. „Selbstverständlich ist es auch mein Ziel, die Lebensqualität und Gesundheit am Bayerischen Untermain zu sichern und den Fluglärm zu bekämpfen. Ich weiß, was Lärm ist. Seit vielen Jahren wohne ich neben der A3 und bin jetzt froh und dankbar, dass ich deren Lärm nicht mehr ertragen muss.“ Aber im Gegensatz zur Opposition genüge es als Mitglied der Regierungsfraktionen CSU und FDP eben nicht, mit Schaufensteranträgen auf die Gefühle der Menschen abzuzielen und die Staatsregierung zu attackieren. 

Fakt sei: Eine Bundesratsinitiative zur Änderung des Luftverkehrsgesetzes der Bundesländer Hessen und Rheinland-Pfalz gebe es nicht. Sollte eine kommen, werde sie eingehend geprüft. Vor allem frage Winter sich, was geändert werden solle. Der Schutz der Bevölkerung vor unzumutbarem Lärm sei bereits gesetzlich geregelt.
Zum geforderten Nachtflugverbot von 23 bis 5 Uhr, das ja derzeit schon praktizierte werde, laufe ein gerichtliches Verfahren, was letztinstanzlich vom Bundesverwaltungsgericht in Leipzig entschieden werde. In laufende Gerichtsverfahren könne kein Parlament eingreifen. 
Die hessische Landesregierung, so habe ihm und dem Kollegen Berthold Rüth der wirtschaftspolitische Sprecher der hessischen CDU-Landtagsfraktion Dr. Walter Arnold letzte Woche versichert, werde den Gerichtsentscheid entsprechend umsetzen. Auch die beiden Stunden von 22 bis 23 Uhr und von 5 bis 6 Uhr kämen dabei nochmals auf den Prüfstand. 

Noch vor Ostern werde er gemeinsam mit den Kollegen von CSU und FDP und einem Vertreter der BI „Himmel ohne Höllenlärm“ mit Fraportchef Dr. Stefan Schulte sprechen, so Winter weiter, um die berechtigten Anliegen der betroffenen Bürger zu vertreten und sich für eine nachhaltige Verbesserung der Situation einzusetzen. Schaufensteranträge seien in diesem Zusammenhang kontraproduktiv.
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